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Ist ein Arbeitnehmer arbeitsunfähig erkrankt, entfällt 
seine Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleistung. Das 
Bundesarbeitsgericht hat sich allerdings mit der Frage 
beschäftigt, ob der arbeitsunfähig erkrankte Arbeitneh-
mer trotz Arbeitsunfähigkeit dazu verpflichtet ist, zu ei-
nem Personalgespräch mit seinem Arbeitgeber im Be-
trieb zu erscheinen. (BAG, Urteil vom 2. November 
2016, 10 AZR 596/15) 
 
 
Entscheidung 
In der hier besprochenen Entscheidung war der Arbeit-
nehmer für die Dauer von ca. drei Monaten arbeitsunfä-
hig erkrankt. Die Arbeitgeberin lud ihn in diesem Zeit-
raum „zur Klärung der weiteren Beschäftigungsmöglich-
Beschäftigungsmöglichkeit“ zweimal zu einem Gespräch 
im Betrieb ein. Der Arbeitnehmer verweigerte seine 
Teilnahme an beiden Gesprächen und verwies jeweils 
auf seine Arbeitsunfähigkeit. Die Arbeitgeberin mahnte 
den Arbeitnehmer daraufhin ab. Der Arbeitnehmer ver-
langte die Entfernung der Abmahnung aus seiner Per-
sonalakte.  
 
Nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts ist ein ar-
beitsunfähig erkrankter Arbeitnehmer nur unter engen 
Voraussetzungen zur Führung eines Personalgesprächs 
mit dem Arbeitgeber verpflichtet. Wegen der Gefahr 
einer Beeinträchtigung des Genesungsprozesses und 
einer dadurch bedingten Verlängerung des krankheits-

bedingten Ausfalls des Arbeitnehmers ist er zur Teil-
nahme an einem Personalgespräch nur verpflichtet, 
wenn ein dringender betrieblicher Anlass besteht. 
 
Ein solcher betrieblicher Anlass ist beispielsweise gege-
ben, wenn der Arbeitnehmer über Informationen zu 
wichtigen betrieblichen Abläufen oder Vorgängen ver-
fügt, ohne deren Weitergabe dem Arbeitgeber die Fort-
führung der Geschäfte erheblich erschwert oder gar 
unmöglich würde. Ferner ist Voraussetzung, dass das 
Personalgespräch nicht nach Beendigung der Arbeits-
unfähigkeit stattfinden kann und dem Arbeitnehmer zu-
mutbar ist. Die Verpflichtung des Arbeitnehmers, zu 
einem Personalgespräch persönlich im Betrieb zu er-
scheinen, besteht zudem nur, wenn dies dringend erfor-
derlich, also unumgänglich ist. 
 
Praxisrelevanz 
 
Ein Arbeitnehmer ist in der Regel nicht verpflichtet, bei 
bestehender Arbeitsunfähigkeit mit seinem Arbeitgeber 
ein Personalgespräch zu führen. Sollte ausnahmsweise 
ein nicht aufschiebbares Bedürfnis nach einem Perso-
nalgespräch bestehen, heißt das aber noch nicht, dass 
der Arbeitnehmer auch persönlich im Betrieb erscheinen 
muss. Es empfiehlt sich für den Arbeitgeber daher, die 
jeweilige dringende Angelegenheit mit dem erkrankten 
Mitarbeiter in einem Telefongespräch oder per E-Mail zu 
klären.
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Hinweis  
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren 
gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Dr. Hagen Strippelmann unter +49 221 33660-504 oder hstrippelmann@goerg.de an. Informationen zum Autor 
finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 
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